
 

 

 

Die aktuelle politische Lage: Wir müssen aus den 

Landtagswahlen die richtigen Schlüsse ziehen 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

die Ergebnisse der zurückliegenden Land-

tagswahlen sind bitter für die Union. Die 

Gründe dafür sind vielfältig – entsprechend 

gibt es keine einfachen Antworten. Nichts-

destotrotz müssen wir sie finden, denn wir 

stehen vor immensen wirtschaftlichen Her-

ausforderungen. 

Das spüren die Bür-

ger in ihrem Alltag: an 

gestiegenen Sprit-

preisen, hohen Miet-

preisen und teuren 

Lebensmitteleinkäu-

fen. Und es löst Sor-

gen aus: um den eige-

nen Job, die Zukunft 

und die Frage, ob man 

auch später noch gut 

wird leben können.  

Vieles ist liegenge-

blieben in den vergangenen Jahren. Diese 

Koalition ist angetreten, um unserem Land 

mit grundlegenden Reformen den Auf-

schwung zurückzubringen. Unser Ziel ist 

Wohlstand für alle Generationen. 

Ein zentrales Reformvorhaben ist für uns 

die viel diskutierte Rentenreform. 

Sie hat zum Ziel, das Rentensystem dauer-

haft zu stabilisieren und künftig höhere Ren-

ten zu ermöglichen, als dies im Status quo 

der Fall wäre. Mit den vorgeschlagenen Ver-

besserungen bei der Rente geben wir insbe-

sondere jungen Menschen die Perspektive, 

dass das Rentensystem auch für sie trägt. 

Erreichen wollen wir dies durch den flä-

chendeckenden Einstieg in eine individuelle 

Kapitalrente nach 

schwedischem Vor-

bild. Gleichzeitig sol-

len Maßnahmen mit 

Augenmaß beim Ren-

teneintritt den An-

stieg des Beitragssat-

zes und des Bundes-

zuschusses dämpfen, 

um Beitragszahler 

und den Bundeshaus-

halt zu entlasten. 

 

Im Deutschen Bundestag zeigen wir in die-

ser Woche, dass wir unser Land weiter vo-

ranbringen wollen – mit insgesamt 27 Ge-

setzen in 1. Lesung: von der Reform der 

Nachrichtendienste bis hin zur Frühstart-

rente. 
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Dabei kümmern wir uns auch um kurzfris-

tige Entlastungen. Mit der Senkung der 

Energiesteuer (inkl. Umsatzsteuer) wird 

Sprit ab dem 1.10. um 17 Cent pro Liter 

günstiger. Insgesamt werden Bund und Län-

der Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-

nehmen bis Ende 2026 um rund 2,5 Mrd. 

Euro entlasten. 

Mit zwei Gruppeninitiativen zur Organ-

spende greifen wir ein wichtiges gesell-

schaftspolitisches Thema auf. Ziel aller Initi-

ativen ist die Steigerung der Organspende-

zahlen, der Weg dahin ist allerdings unter-

schiedlich. 

 

Der Bundestag führt damit eine schwie-

rige, aber notwendige Debatte, um die Zahl 

der Organspenden zu erhöhen. 

Meine Haltung ist seit Jahren eindeutig: 

Ich bin für die Widerspruchslösung. Ange-

sichts von über 8.000 Mitmenschen, die ak-

tuell in Deutschland auf ein neues, lebens-

rettendes Organ warten, ist es jedem Mit-

bürger zumutbar, sich einmal im Leben mit 

der Frage zu beschäftigen und „Ja“ oder 

„Nein“ zu sagen – zumal die grundsätzliche 

Bereitschaft, Organspender zu sein, bei be-

wundernswerten über 80 Prozent liegt. 

Die EU-Kommissionspräsidentin Ursula 

von der Leyen hat am 16. September in ihrer 

Rede zur Lage der Union die Schwerpunkte 

für das kommende Jahr vorgestellt. Bei 

Wettbewerbsfähigkeit und Sicherheit setzt 

Brüssel richtige Akzente – jedoch bleibt der 

Regulierungsabbau hinter dem Erforderli-

chen zurück und die EU plant sogar, ihre Zu-

ständigkeiten auszuweiten. 

Hier müssen wir nacharbeiten. Außerdem 

muss beim EU-Haushalt deutlich stärker ge-

spart werden. Für uns gilt: Wir wollen ein 

starkes und geeintes Europa mit weniger Re-

gulierung, klarer Subsidiarität und soliden 

Finanzen. 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

 

Deutschland sicherer machen 

Wir stehen Tag für Tag im Fadenkreuz hyb-

rider Bedrohungen: Cyberangriffe auf Un-

ternehmen und Behörden, Sabotage an kri-

tischer Infrastruktur, Spionage durch ange-

worbene Low-Level-Agenten, gezielte Des-

information zur Einflussnahme auf die Mei-

nungsbildung in unserer Gesellschaft, GPS-

Störungen im Schiffs- und Flugverkehr, Zer-

störung unserer Unterwasser-, Kommunika-

tions- und Energieinfrastruktur, Drohnen-

überflüge über unsere Flughäfen, Industrie- 

und militärischen Einrichtungen – alles im 

Kontext eines Angriffskriegs gegen ein 

Nachbarland, der inzwischen mehr als vier 

Jahre andauert und in seinen Auswirkungen 

auf unser tägliches Leben und unsere Frei-

heit omnipräsent ist. 

Unsere Sicherheitsbehörden – allen voran 

die Nachrichtendienste stellen sich als In-

strument der Frühwarnung täglich diesen 

Herausforderungen. Ihr Ziel ist es, diesen 

Entwicklungen immer einen Schritt voraus 

zu sein, um jeglichen Schaden von uns abzu-

wenden. 

Mit der 1. Lesung des Gesetzes zur Re-

form des Nachrichtendienstrechts erhal-

ten der Bundesnachrichtendienst (BND) 

und das Bundesamt für Verfassungsschutz 

(BfV) als Antwort auf diese Bedrohungslage 

zeitgemäße Befugnisse, die es braucht, um 

dem Gegenüber auf Augenhöhe begegnen 

zu können und um mit der Leistungsfähig-

keit relevanter europäischer Partnerdienste 

wieder Schritt zu halten. So, wie wir es im 

Koalitionsvertrag vereinbart haben. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-transplantationsgesetz-1211264
https://www.organspende-info.de/
https://www.organspende-info.de/
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/state-union_de
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-nachrichtendienstrecht-1211260
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-nachrichtendienstrecht-1211260
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Konkret sind folgende neue bzw. erwei-

terte Befugnisse vorgesehen: BND und BfV 

sollen unter bestimmten Voraussetzungen 

auf informationstechnische Systeme von 

Bedrohungsakteuren zugreifen und techni-

sche Angriffsinfrastrukturen besser aufklä-

ren können. Der BND soll darüber hinaus in 

eng begrenzten Gefährdungslagen aktiv auf 

Bedrohungen einwirken dürfen – etwa um 

Opferdaten auf Systemen von Hackergrup-

pen zu löschen, Server staatlicher Hacker-

gruppen oder Desinformationsakteure ab-

zuschalten oder unbrauchbar zu machen so-

wie in IT-Systeme etwa von Drohnenfabri-

ken einzudringen, um deren Fertigung zu sa-

botieren. 

 

Hinzu kommen erweiterte Möglichkeiten 

der strategischen Datenspeicherung und  

-analyse, Rechtsgrundlagen für die Nutzung 

von KI und den biometrischen Bildabgleich 

sowie erleichterte Datenübermittlungen an 

andere Behörden. 

Die Reform umfasst auch die Weiterent-

wicklung der deutsche Kontrolllandschaft 

der Nachrichtendienste; denn ein Mehr an 

Befugnissen muss auch ein Mehr an Kon-

trolle nach sich ziehen. Die Ausweitung der 

Kontrolle erfordert eine Steigerung der Effi-

zienz, wie es auch das Bundesverfassungs-

gericht fordert. Zukünftig soll die Kontrolle 

der Nachrichtendienste zentral durch den 

Unabhängigen Kontrollrat erfolgen, in dem 

erfahrene Bundesrichter über die Rechtmä-

ßigkeit des nachrichten-dienstlichen Han-

delns entscheiden. 

 

Sicherheit bedeutet aber nicht nur, unse-

ren Staat von äußeren und inneren Bedro-

hungen zu schützen, sondern auch jeden 

Einzelnen wirksam vor Gewalt und schwe-

ren Straftaten zu bewahren. Genau da setzt 

die Neuregelung zum Schutz vor K. o.-Trop-

fen an. Wir beraten in dieser Woche in 1. Le-

sung den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Strafgesetzbuches – Stärkung des 

strafrechtlichen Schutzes vor sogenann-

ten K.-o.-Tropfen. 

Mit der Verschärfung des Strafrechts 

schließen wir eine Schutzlücke, die nach der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 

mehr als deutlich geworden ist. Wer einem 

Menschen heimlich K.-o.-Tropfen verab-

reicht, um ihn für einen sexuellen Übergriff 

oder einen Raub wehrlos zu machen, muss 

mit der vollen Härte des Rechtsstaates rech-

nen. Künftig werden deshalb neben Waffen 

und gefährlichen Werkzeugen ausdrücklich 

auch gefährliche Mittel erfasst. Bei beson-

ders schweren sexuellen Übergriffen erhöht 

sich die Mindestfreiheitsstrafe von drei auf 

fünf Jahre. Für uns ist klar: Der Rechtsstaat 

steht an der Seite der Opfer – und wer an-

dere gezielt wehrlos macht, muss konse-

quent bestraft werden. 

 

Mit der 2./3. Lesung des 

Gesetzes zur Umsetzung EU-Richtlinie 

2024/1260 über die Abschöpfung und Ein-

ziehung von Vermögenswerten 

setzen wir die Richtlinie fristgerecht in 

deutsches Recht um. Ziel ist es, insbeson-

dere bei grenzüberschreitender organisier-

ter und schwerer Kriminalität kriminell er-

langtes Vermögen schneller aufzuspüren, zu 

sichern, einzuziehen und effizient zu verwal-

ten. Dafür werden die Vermögensabschöp-

fungs- und Vermögensverwaltungsstellen 

gestärkt und die Zusammenarbeit zwischen 

den Mitgliedstaaten verbessert; das Bun-

deskriminalamt bleibt polizeiliche Vermö-

gensabschöpfungsstelle, während den 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-ko-tropfen-1211250
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-ko-tropfen-1211250
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-ko-tropfen-1211250
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-ko-tropfen-1211250
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-ko-tropfen-1211250
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Staatsanwaltschaften zentrale justizielle 

Aufgaben zukommen. Damit stärken wir ein 

zentrales Prinzip konsequenter Kriminali-

tätsbekämpfung: Straftaten dürfen sich 

nicht lohnen – auch nicht über Grenzen hin-

weg. 

 

Diese Woche beraten wir in 1. Lesung den 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfüh-

rung der unionsrechtlichen Vorschriften 

über die Europäische Brieftasche für die 

Digitale Identität sowie zur Änderung an-

derer Rechtsvorschriften (Digitale Identi-

tätengesetz – DIdG). 

Mit dem Digitale-Identitäten-Gesetz 

schaffen wir die rechtlichen Voraussetzun-

gen für die deutsche EUDI-Wallet, die künf-

tig unter dem Namen „d-you“ angeboten 

wird. 

Ab 2027 wird 

dem Bürger er-

möglicht, seine 

Identität und 

wichtige Nach-

weise sicher digital auf dem Smartphone 

vorzuhalten, um etwa den Personalausweis 

so europaweit einsetzen zu können. 

Damit vereinfachen wir Behördengänge, 

Bankgeschäfte und viele weitere digitale 

Prozesse und setzen zugleich die europäi-

schen Vorgaben der eIDAS-Verordnung na-

tional um. Entscheidend ist für uns, dass 

d-you sicher, datenschutzkonform, nutzer-

freundlich und europäisch interoperabel 

und damit zu einem Meilenstein des digita-

len Staates wird. 

 

Mit der Reform der Fahrschulausbildung 

soll der Führerscheinerwerb bezahlbarer 

und moderner gestaltet werden, ohne Ab-

striche bei der Verkehrssicherheit zu ma-

chen. Hierzu sollen Verbesserungen für 

Fahrschüler erreicht werden, etwa durch 

eine effizientere Gestaltung des Theorieun-

terrichts. 

So soll dieser künftig auch in digitaler Form 

absolviert werden können. Die praktische 

Ausbildung in der Fahrschule soll durch die 

sog. Laienausbildung ergänzt werden. Diese 

soll ermöglichen, dass Fahrschüler künftig 

unter der Anleitung von nahestehenden 

Personen, z. B. den Eltern, Fahrpraxis auf öf-

fentlichen Straßen erwerben dürfen. 

Auch Fahrschulen sollen deutlich entlastet 

werden, vor allem durch den Rückbau büro-

kratischer Hürden. Dokumentations- und 

Aufzeichnungspflichten sollen künftig redu-

ziert sowie die Fortbildung von Fahrlehrern 

vereinfacht werden. Transparenz soll 

dadurch geschaffen werden, dass Preise und 

Erfolgsquoten aller Fahrschulen künftig on-

line in einer Datenbank veröffentlicht wer-

den, um Eltern und Fahrschülern einen bes-

seren Qualitätsvergleich zu ermöglichen. 

Durch diese und weitere Maßnahmen sollen 

die Kosten für den Führerschein deutlich ge-

senkt werden. 

 

Wir verbessern den Netzausbau und 

verbessern die Energieeffizienz  

Mit der Einbringung des Netzanschlusspa-

kets sowie der EEG-Novelle setzen wir uns 

energiepolitischen Reformkurs fort. Mit 

dem Netzanschlusspaket werden wir den 

Stromnetzausbau und den Ausbau der er-

neuerbaren Energien besser aufeinander ab-

stimmen. Erstmals berücksichtigen wir die 

Netzsituation, steuern die Ansiedlung neuer 

Erneuerbaren Anlagen regional und been-

den die Situation, dass Anlagen wissentlich 

in bereits ausgelasteten Netzgebieten ange-

siedelt werden und so zusätzliche Abrege-

lungen provozieren. Damit wollen wir auch 

Kosten begrenzen, denn die Redispatch-

Kosten liegen bei mehr als drei Milliarden 

Euro. Zusätzlich werden die Netzanschluss-

verfahren grundlegend verbessert und be-

schleunigt. Künftig zählen klare Kriterien, 

digitale Verfahren und die effiziente Nut-

zung knapper Netzkapazität.  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-digitale-identitaetengesetz-1211256
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-digitale-identitaetengesetz-1211256
https://bmds.bund.de/aktuelles/pressemitteilungen/detail/d-you-deutschland-startet-digitale-identitaet-fuer-alle
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-fahrlehrergesetz-1211282
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-energiewirtschaftsrecht-1211298
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-energieeffizienzrichtlinie-1211306
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Mit der EEG-Novelle werden wir sicherstel-

len, dass der Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien weiter fortschreitet – aber mit weniger 

Subventionen, mehr Markt und mehr Ver-

antwortung für das Gesamtsystem. Dabei 

setzen wir auf alle erneuerbaren Energieträ-

ger Solar-, Wind- und Bioenergie, Wasser-

kraft sowie Geothermie. Insbesondere bei 

der Biomasse werden wir die Ausbauziele 

anheben und eine Anschlussperspektive 

schaffen, denn diese Anlagen können ent-

scheidend zur Versorgungssicherheit bei-

tragen, da sie nicht wetterabhängig sind. 

 

Zudem gehen wir konsequente Schritte 

weg vom umfassenden staatlichen Förder-

system hin zu mehr Markt, etwa durch die 

Einführung von Contracts for Difference 

(CfDs) sowie die Abschaffung der Einspeise-

vergütung als bedingungslose Förderung. 

Neue kleine PV-Dachanlagen erhalten noch 

befristet weiterhin eine Förderung und wer-

den mit Übergangsfristen stufenweise in die 

Direktvermarktung überführt. 

 

Wir stärken die Altersvorsorge der 

kommenden Generationen  

Mit der Frühstartrente bringen wir ein 

wichtiges Vorhaben der Union an den Start. 

Rück-wirkend zum 1. Januar 2026 stellen wir 

allen Kindern, die 2026 das sechste Lebens-

jahr vollenden, ab ihrem 6. Geburtstag mo-

natlich zehn Euro zur Verfügung. Dieses 

Geld soll unter Anleitung der Eltern, und im 

Idealfall durch den Schulunterricht beglei-

tet, am Kapitalmarkt investiert werden. 

In den nächsten Jahren kommen sodann 

sukzessive weitere Jahrgänge in die Förde-

rung. Die Förderung endet mit dem 18. Ge-

burtstag. Danach kann das Frühstart-Depot 

in ein reguläres Altersvorsorgedepot über-

führt und weiter bespart werden. Doch 

selbst wenn das nicht passiert und weder 

vor dem 18. Geburtstag noch danach auch 

nur ein Cent hinzugezahlt wurde, können 

dank der jahrzehntelangen Investition Be-

träge von mehreren Zehntausend Euro zu-

sammenkommen. Insbesondere mit Zuzah-

lungen und Fortführung im Erwachsenenal-

ter kann die Frühstart-Rente zu einer echten 

Wohlstandsmaschine für die Generation un-

serer Kinder und Enkel werden. 

 

Mit der 2./3. Lesung des 

Ersten Gesetzes zur Änderung des Wis-

senschaftsfreiheitsgesetzes 

geben wir unserer Forschung mehr Frei-

heit, weniger Bürokratie und bessere Bedin-

gungen im internationalen Wettbewerb um 

die klügsten Köpfe. Künftig können auch 

projektgeförderte gemeinnützige For-

schungseinrichtungen vom sogenannten 

Besserstellungsverbot ausgenommen wer-

den und ihren Wissenschaftlern aus eigenen 

Mitteln wettbewerbsfähigere Gehälter zah-

len. Zugleich entfallen aufwendige Einzelan-

träge auf Ausnahmen – das schafft mehr Fle-

xibilität und reduziert unnötige Bürokratie. 

Damit setzen wir einen Auftrag aus dem 

Koalitionsvertrag um und stärken insbeson-

dere industrienahe Forschungseinrichtun-

gen, die wichtige Beiträge zum Transfer von 

Forschung in die Praxis leisten. Wer techno-

logische Souveränität und wirtschaftliche 

Wettbewerbsfähigkeit will, muss den besten 

Köpfen auch die Freiheit und die Rahmenbe-

dingungen geben, in Deutschland zu for-

schen und Innovationen voranzutreiben. 

 

 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-fruehstartrente-1211316
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-wissenschaftsfreiheitstgesetz-1211320
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-wissenschaftsfreiheitstgesetz-1211320
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Konrad Adenauer – „Ein Glücksfall für 

Deutschland und Europa“ 

Deutschland steht vor immensen Heraus-

forderungen: Die Wirtschaft lahmt, die Poli-

tik steckt im Reformstau, die Gesellschaft ist 

gespalten. Vor diesem Hintergrund lohnt 

sich ein Blick zurück: Was kann die Union 

als Regierungspartei vom ersten Bundes-

kanzler der Bundesrepublik Deutschland 

lernen? Auf einem Jubiläumskongress zu 

seinem 150. Geburtstag diskutierte die 

CDU/CSU-Fraktion mit Wissenschaftlern 

und Politikern über „Komplexität und Füh-

rung – Konrad Adenauer in unserer Zeit“. 

„Geschichte wiederholt sich nicht, aber 

Geschichte reimt sich“, zitierte CDU/CSU-

Fraktionschef Thorsten Frei einen Aus-

spruch, der Mark Twain zugeschrieben wird. 

Frei warb dafür, sich Adenauer, der in der 

jungen Republik für zwei Wochen auch das 

Amt des CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 

ausgeübt hatte, heute als Vorbild zu neh-

men. Besonders hob er Adenauers politisch, 

wirtschaftlich und moralisch klaren Kom-

pass hervor, aber auch seine einfache Spra-

che, mit denen er die Menschen erreicht 

habe. 

Adenauer war ein politischer Taktgeber 

und eine Integrationsfigur. Wahrhaftigkeit 

und Stetigkeit waren die prägenden Charak-

terzüge Adenauers. Der erste Kanzler hatte 

14 Jahre lang die Geschicke der Bundesre-

publik geleitet. Dabei setzte er auf Demo-

kratie, Freiheit und Marktwirtschaft, auf 

Westbindung, die Aussöhnung mit Frank-

reich und die europäische Einigung. 

Entlastung bei den Spritpreisen 

Mit dem heute beschlossenen Tankrabatt 

entlasten wir Autofahrerinnen und Autofah-

rer sowie unsere Betriebe schnell und un-

mittelbar. Ab dem 1. Oktober wird die Ener-

giesteuer auf Benzin und Diesel bis Jahres-

ende gesenkt. Einschließlich der Mehrwert-

steuer ergibt sich eine Entlastung von rund 

17 Cent je Liter. Insgesamt werden Bürger 

und Wirtschaft damit um rund 2,5 Milliar-

den Euro entlastet. 

Gerade für Pendler, Handwerker, den Mit-

telstand und alle Menschen im ländlichen 

Raum sind bezahlbare Mobilität und kalku-

lierbare Kosten entscheidend. Der Staat 

muss handeln, wenn außergewöhnlich hohe 

Energiepreise zu einer Belastung für Fami-

lien und Unternehmen werden. Der Tankra-

batt ist deshalb eine schnelle Krisenmaß-

nahme. Gleichzeitig müssen wir dafür sor-

gen, dass Entlastungen tatsächlich an der 

Zapfsäule ankommen. 

Mit der geplanten weiteren Regulierung 

und dem vorgesehenen Spritpreisdeckel ab 

spätestens Januar 2027 wollen wir hier zu-

sätzliche Sicherheit und Transparenz schaf-

fen. 

Unser Ziel ist klar: Mobilität muss bezahl-

bar bleiben – für die Menschen ebenso wie 

für unsere Wirtschaft. 

 

Video der Woche 

Und wieder ist 

eine Sitzungs-

woche vorbei! 

Mein Wochen-

rückblick im 

Video: 

KLICK 

 

 

 

 

https://www.cducsu.de/aktuelles/adenauer-ein-gluecksfall-fuer-deutschland-und-europa
https://www.facebook.com/reel/1939123950099688
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Bilder der Woche 

 
Zum zweiten Mal in diesem Jahr tagte die „Interpar-

lamentarischen Konferenz über Stabilität, wirt-
schaftspolitische Koordinierung und Steuerung in 

der EU“ – oder wie wir hier abkürzen: die SWKS-Kon-
ferenz. 

Gastgeber war das Land der EU-Präsidentschaft, Ir-

land. Erneut durfte ich als Delegationsleiterin das 
kleine deutsche Team anführen. 

 

 

Und da die Welt ein Dorf ist, traf ich hier meinen 
alten Bekannten, Tony Murphy – aktuell Präsident 

des Europäischen Rechnungshofs. 

 

 

 

 

Wie schnell vier Wochen vergehen können! 
Vielen Dank, lieber Max Wohlrab, daß Du uns einen 

Monat tatkräftig bei der Büroarbeit unterstützt hast. 

Für Dein weiteres Studium wünsche ich Dir alles 
Gute – und komm mal wieder vorbei! 

 

 

Zitat der Woche 

« Ja, und wenn ich, schwer vorstellbar, Mit-

glied eines arabischen Clans wäre, würde ich 

auch die Linkspartei wählen, selbstverständ-

lich. Die Linken wollen die Polizei reduzie-

ren, die wollen den Verfassungsschutz ab-

schaffen. Sie wollen offene, unbegrenzte 

Einwanderung, damit die Clans noch größer 

werden. Sie sind offen antisemitisch und be-

kämpfen Israel. Das alles ist ein Sicherheits-

risiko für unser Land. Sie, die Linkspartei, 

wenn Sie tatsächlich regieren würden, sind 

ein Sicherheitsrisiko für unser Land, und 

nicht nur für Berlin!» 

(Mein Kollege Alexander Throm am 23.9.2026 wäh-

rend der Aktuellen Stunde zur Haltung der Berliner 

Links-Partei zum Antisemitismus und zur Organisierten 

Kriminalität) 

https://www.bundestag.de/europa_internationales/international/int-parl-konferenz-swks
https://www.bundestag.de/europa_internationales/international/int-parl-konferenz-swks
https://www.eca.europa.eu/Members/CV_MURPHY/CV_MURPHY_EN.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw39-de-aktuelle-stunde-linke-1216886

